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Die Schweiz und die Staatenwelt

Im ersten Kapitel der konkreten Richt-
linien wird erklärt , die Konstanten un-
serer Aussenpohtik bleiben erhalten,
aber die Unabhängigkeit habe ihr Ge-
sicht verändert, denn die gegenseitige
Abhängigkeit der Völker ist eine Tat-
sache, die vermehrte Zusammenarbeit
und Oeffnung verlangt , Oeffnung nach
Europa , zur UNO und zur Dritten Welt
(Entwicklungshilfe).

Ehrverletzungsprozess
Hans Habe-Friedrich
Dürrenmatt

(spk) Am Montagnachmittag begann
vor den Schranken der 5. Abteilung
des Zürcher Bezirksgerichtes ein viel-
leicht folgenschwerer Ehrverletzungs-
prozess , den der seit 1960 in Ascona
niedergelassene 63 Jahre alte bekann-
te , aus Oesterreich stammende Schrift-
steller Hans Habe gegen den Dramati-
ker Friedrich Dürrenmatt anstrengt. Im
Grunde genommen, geht es um den Di-
rektor des Zürcher Schauspielhauses
Harry Buckwitz, der nach der Ueber-
zeugung Habes ein enragierter Natio-
nalsozialist war. Dies könne man aus
zwei Schriften von Buckwitz, die auf-
gefunden wurden , und anderem Bela-
stungsmaterial herauslesen.

Habe veröffentlichte in der bekann-

ten deutschen Zeitung «Die Welt am
Sonntag» am 31. Mai 1970 einen Arti-

kel , wonach Buckwitz nicht an das Zür-

cher Schauspielhaus gehöre , wobei er

zahlreiche Stellen aus jen en national-

sozialistischen Schriften zitierte. Der

Verwaltungsrat des Zürcher Schauspiel-

hauses habe die Konsequenzen zu zie-

hen.
Als Antwort auf diesen Artikel pu-

blizierte kurz darauf Friedrich Dürren-

matt , der sich ganz hinter Buckwitz

stellte, im «Sonntags-Journal» vom 13./

14. Juli 1970 ein Interview. Der Inter-

viewer konnte dabei freilich nicht

eruiert werden. Dürrenmatt erklärte

jedoch darin , - «selbst , wenn alles

stimmen würde, was Buckwitz damals

geschrieben haben soll , dann ist Habe

heute immer noch schlimmer als Buck-

witz damals.» «Der einzige Faschist in

der ganzen Geschichte ist der Habe.»

Auf die Frage des Inteviewers an Dür-

renmatt , ob er Habe antworten werde,

erklärte dieser ebenfalls im Sonntags-

journal: «Auf menschliche und tieri-

sche Exkremente, die man vor sich auf

der Strasse liegen sieht, tritt man
nicht.»

Der Rechtsvertreter Hans Habes , Dr.

Walter Bächi , verlangte eine Bestra-

fung Dürrenmatts wegen übler Nach-

rede und Beschimpfung. Vor Gericht

versuchte er, den Nachweis zu erbrin-

gen , dass sein Klient seit 40 Jahren ein

konsequenter Kämpfer gegen den Na-

tionalsozialismus und überhaupt gegen

alle Totalitarismen gewesen sei. Wohl
habe der 22jährige Habe einmal etwas
von einer austrofaschistischen Epoche

gekannt , doch seien ihm damals die na-
tionalsozialistischen Tendenzen dieser
Bewegung noch völlig fremd gewesen.
Habe habe aber in einem 1954 erschie-

nenen Buch «Ich stelle mich» wuchtig
zu diesem Irrtum gestanden.

Dr. Mastronardi . der Verteidiger von
Dürrenmatt, beantragte für diesen ei-

nen totalen Freispruch. Er ging davon

aus, dass Habe mit seinem Angriff ge-
gen Buckwitz «den hinterlistigen Schuss
aus Ascona» Dürrenmatt schwer pro-
voziert und ihn in einem andern Arti-
kel sogar mehr oder weniger als Fa-
schisten bezeichnet habe. Die Provoka-
tion sei von Dürrenmatt auch als sol-
che empfunden worden , hatte Habe
doch geschrieben , Dürrenmatt sollte
nicht bereit sein , neben einem Buck-

witz zu sitzen. Auf alle Fälle müsse

man Dürrenmatt den guten Glauben ,
dass Buckwitz unbelastet sei , zubilli-
gen.

Das Urteil wird erst später erfolgen.

Zürich: Rüge für Nationalräte
(SDA) In einem Communique der

Sozialdemokratischen Partei der Stadt
Zürich wird den vier sozialdemokrati-
schen Mitgliedern der nationalrätlichen
Militärkommission nahegelegt, «persön-
liche weiterreichende Konsequenzen zu
ziehen» .

Das Communique hat folgenden Wort-
laut: «Mit Befremden hat die Sozialde-
mokratische Partei der Stadt Zürich
davon Kenntnis genommen, dass die
Nationalräte Bircher , Bratschi, Haller
und Wagner dem Wunsche einer deut-
lichen Fraktionsmehrheit, der Empfeh-
lung des Vorstandes der SPS und der
in dieser Frage geschlossenen Partei
zuwiderhandeln , indem sie in der Mi-
litärkommission des Nationalrates wie-
der Einsitz nahmen.

Sie anerkennen damit den von den
bürgerlichen Parteien, vom Landesring
und den Republikanern durchgesetzten
Standpunkt , wonach alternative Auf-
lassungen zu der von diesen bestimm-
ten Militärpolitik unerwünscht sind.

Missglückter Banküberfall
(SDA) Ein jun ger Unbekannter hat

einen Ueberfall auf die Kantonalbank-
agentur in Grüsch im bündnerischen
Prättigau verübt, der jed och durch das
mutige Verhalten des Bankinhabers
vereitelt werden konnte. Der Täter ist
noch flüchtig.

Die Bundesratskonzepte zu diesen
Fragen dürfen ebenso als bekannt vor-
ausgesetzt werden wie seine Konzep-
tion der Gesamtverteidigung. Als neuer
Akzent gegenüber früheren Regierungs-
erklärungen ist im Militärbereich fest-
zuhalten, dass man jetzt statt von Ab-
schreckung von «Dissuasion» spricht ,
d.h. der Posten «Schweiz» soll im Mili-
tärkalkül eines möglichen Angreifers so
hoch sein, dass er den Angriff nicht
mehr für interessant genug halte. Im
Vordergrund der Gesamtverteidigungs-
politik wird in nächster Zeit die Lösung
der Alternative «Zivildienst» stehen.

Gesellschafts- und
Wirtschaftspolitik

bilden das Kernstück der Richtlinien ,
da die wirtschaftlichen und soziologi-
schen Veränderungen besonders ekla-
tant sind. Vor allem die Jugendfrage,
zu der ein Bericht ans Parlament in
Aussicht gestellt wird , führt  zu tiefgrei-
fenden Veränderungen der Gesellschaft,
die nur im offenen Gespräch zu mei-
stern sind, mit dem Jugendproblem
steht in engstem Zusammenhang die
Bildungspolitik: die neuen Bildungsar-
tikel der Verfassung tendieren auf eine
sinnvolle Koordination der kant. Schul-
systeme, auf eine Arbeitsteilung Bund
— Kantone, auf die Forderung der
Hochschulen, der Berufsschulen und
der Erwachsenenbildung nach dem
Grundsatz, dass jeder eine seinen Fä-
higkeiten entsprechende Ausbildung er-
halten kann und dass darüber hinaus
allen der Zugang zur Bildung erleich-
tert wird. Es wird u.a. dem Gesetzge-
ber in den nächsten Jahren die Revi-
sion des Hochschulförderungsgesetzes,
des ETH-Gesetzes der Berufsbildungs-
gesetzgebung, die Verbesserung der
Bundeshilfe an die Ausbildungsfinan-
zierung obliegen. Dazu kommt als neue
Bundesaufgabe die Forschungsförde-
rung. Der Bundesrat hebt in den Richt-
linien hervor , dass diese Aufgabe auch
in den Dienst der Erhaltung und Kräf-
tigung der Mittel- und Kleinbetriebe zu
stellen sei. Schliesslich wird in diesem
Zusammenhang auf Ende 1973 ein all-
gemeiner Bericht über die Schweiz.
Kulturförderung in Aussicht gestellt
und in einem Zwischenkapitel «Infor-
mation» angekündigt, dass dieses oder
nächstes Jahr der Radio und Fernseh-
artikel dem Parlament im Entwurf zu-
gehen und dass das leidige Kapitel
«Revision des Art. 55 über die Presse-
freiheit» , womöglich zu einem Ab-
schluss gebracht werden soll.

Im Kapitel «Soziale Wohlfahrt»

verweist das Programm auf die gesetz-
geberischen Aufgaben und Fragen, die
sich aus der im Wurfe liegenden 8. AHV-
Revision und dem neuen AHV-Verfas-
sungsartikel ergeben werden, aber auch
auf die Revision der Kranken- und Un-
fallversicherung. Der Bundesrat macht
auf die hohen Kostenfolgen dieses so-
zialen Fortschrittes aufmerksam. Die
Anträge zur KUVG-Revision sind näch-
stes Jahr zu erwarten.

Regional- , Entwicklungs- und
Raumplanungspolitik

bilden einen der Schwerpunkte der Re-
gierungspolitik der nächsten Jahre. Sie
sind im Zusammenhang dem Umwelt-
schutz mit der ebenfalls neu konzi-
pierten Wohnbau- und Mieterschutz-
politik der im Wurfe liegenden neuen
Gesamtverkehrskonzeption und der

Energiepolitik zu würdigen und zeigen
deutlicher als irgendwelche Fragenkom-
plexe die «Interdependenz» der grossen
Landesaufgaben.

Die Hochkonjunktur hat zu Ballungen
der Bevölkerung und der Wirtschaft in
den Agglomerationen und zur Entlee-
rung der zu wenig entwickelten Berg-
gebiete geführt. Erstrebt wird ein sinn-
voller Ausgleich zwischen ländlichen
und städtischen, wirtschaftlich schwa-
chen und wirtschaftlich starken Ge-
bieten , eine Angleichung des Wohlstan-
des in den verschiedenen Regionen. Die
Landesregierung rekapituliert die be-
reits bekannten Leitbilder , von denen
sie sich in der Raumplanung leiten
lässt (Kampf gegen die Zersiedlung,
durch Streubauwesen, Schutz der Erho-
lungsgebiete, Koordination der Raum-
planung der Kantone, Schaffung von
siedlungspolitischen Leitbildern und Ge-
samtrichtplänen), Steuerungsmassnah-
men auf dem Wohnungsmarkt durch die
Ausführungsgesetzgebung zu den neuen
Wohnbau- und Raumplanungsartikel
der Verfassung usw. Dazu kommt die
forcierte Arbeit an der auf die Raum-
planung abgestimmten Gesamtverkehrs-
konzeption , die in drei Etappen (Zwi-
schenberichten) erarbeitet und bis 1976
beendigt sein wird. Eine Gesamtkonzep-
tion wird auch für die Energiepolitik in
Aussicht gestellt , wobei man vernimmt,
dass der Bundesrat den Anschluss an
das Europaerdgasnetz fördern und den
Bau von Atomkraftwerken — beides ist
am ehesten umweltschutzgerecht — for-
cieren wird. Ein Konzept wird sodann
für den Agglomerationsverkehr in Aus-
sicht gestellt , wobei der Bund die För-
derung der öffentlichen Verkehrsmittel
in den verstopften Grosstädten finan-
ziell unterstützen will.

Zum Problem der Eisenbahntransver-
salen erklären die Richtlinien, es sei die
Kapazität zu erhöhen und die Vorrang-
stellung von SBB und BLS zu sichern.
Aber aufgrund neuester Verkehrsprog-
nosen erweise es sich auch, dass ums
Jahr 2000 eine neue Transversale nötig
werde, dann müsse die Ostalpenbahn
zur Verfügung stehen, damit die
Schweiz ihre Stellung im Eisenbahn-
transitverkehr behaupten könne: Zu-
gleich diene dies dem 'Staatspolitisch
erwünschten Ausgleich mit der Ost-
schweiz' : Noch 1972 werde der Bundes-
rat sein Gesamtkonzept für den Eisen-
bahnverkehr unterbreiten.

Schliesslich sei aus dem Kapitel Um-

weltschutz die Ankündigung herausge-
griffen, dass der Bundesrat erklärt ,
man werde der umweltverseuchenden
Wirtschaft Bedingungen auferlegen und
und die Umweltschutzkosten grundsätz-
lich so weit möglich dem Verursacher
anlasten.

Konjunkturpolitik
und Inflationsbekämpfung

Bisher seien oft Ansätze zur Teue-
rungsbekämpfung unternommen wor-
den , heisst es in einem weiteren Kapi-
tel, jedoch meist zu spät und zu wenig.
Die neuesten galoppierenden Preisstei-
gerungen seien jedoch dazu angetan,
jedermann von der Notwendigkeit des
mit dem Entwurf zu einem Konjunktur-
artikel der Verfassung geplanten staat-
lichen Instrumentariums zu überzeugen.
Hier handle es sich um eine Hazotauf-
gabe der Legislatur: Sofort nach An-
nahme des Verfassungsartikels soll
auch die Vorlage für die Revision des
National-Bankgesetzes, die endlich das
nötige Notenbankinstrumentarium
schafft , behandelt werden : Damit soll
die Nationalbank zusammen mit dem
Bundesrat die Hebel in die Hand be-
kommen, um unerwünschte Entwicklun-
gen auf den Geld-, Kapital- und Kre-
ditmarkt abzuwenden. Was die Wäh-
rungspolitik betrifft , wird dem Beitritt
zur Institution von Bretzon Woods, im
Kapitel 'Aussenhandelspolitik' einer
Verstärkung des Osthandels das Wort
geredet.

Dieser vermehrten Koordination auf
dem Währungs- und Handelssektor
steht die Förderung zur Seite, die Koor-
dination zwischen Bund und Kantonen
zu verbessern durch regelmässige Kon-
takte. Diese sollen auch unter den So-
zialpartnern verstärkt werden.

Neue Einnahmen

Werden unerlässlich sein ,, wenn der
Bund alle die in den Richtlinien ange-
führten Aufgaben sachgemäss lösen will.

Darum rückt der Bundesrat ziemlich
offen die Perspektive ins Licht , dass
wir bis 1975 auf ein 15-Milliardenbudget
kommen werden, da zudem die Integra-
tion massive Zollausfälle bringen wird,
bereitet der Bundesrat die Einführung
der Mehrsteuer vor: Zudem will er die
sogen. Flexibilität bei der Wehrsteuer
ausnützen. Mit anderen Worten : Es wird
sich weisen müssen, ob das Volk auch
die Rechnung zu zahlen gewillt ist , die
dem Parlament und dem Souverän prä-
sentiert werden muss, wenn es die Poli-
tik billigt , die die Richtlinien beinhalten.

Subventionen für die Lokalpresse?
«Warum subventioniert man Klein-

bauern, nicht aber Lokalzeitungen?»
Diese Frage stellte der bekannte Zu-
kunftsforscher und Buchautor Prof. Dr.
Robert Jungk anlässlich einer Manager-
Arbeitstagung des Zürcher Institutes
für Markt- und Motivforschung. In sei-
nem vielbeachteten Referat sprach sich
Jungk für eine Rückkehr vom Zentra-
lismus zur dezentralisierten Technolo-
gie aus: Er widersprach entschieden
der Prognose einzelner Wirtschafts-
fachleute, wonach 1985 das Wirtschafts-
feld der ganzen Welt von rund 3000
durch Fusionen grossgewordenen Fir-
men mehr oder minder beherrscht wer-
de.

Es gebe bereits heute praktische An-
zeichen dafür , dass in fünf bis zehn
Jahren die kleineren und mittleren Un-
ternehmen wieder Trumpf seien. Die
Form des Grossunternehmens sei unter
dem Aspekt des Umweltschutzes und
der physischen Hygiene einfach nicht
mehr zeitgemäss.

Mit dezentralisierter Technologie
müsse man bei den Entwicklungslän-
dern anfangen, meinte Jungk. Heute
werde — auch im Rahmen der Ent-
wicklungshilfe — die «grosse Technolo-
gie» nach Indien und Afrika geschickt.
Erfolg: Die Leute ziehen aus ihren Dör-
fern weg in schlecht gebaute, wie
wahnsinnig wachsende Millionenmetro-
polen wie Bombay, Calcutta und Accra.
Dort wird die Industrie allmählich ra-
tionalisiert und automatisiert. Dann
werden die Leute arbeitslos , sitzen da
als Entwurzelte und können nicht wei-
terleben. Sie sind der Zündstoff für
kommende soziale Revolutionen.

Aufschlussreich ist das Beispiel , wie
man in Westafrika die Presse einführen
wollte: Ursprünglich beabsichtigten die
Engländer , eine einzige Presse einzu-
richten und mit einer Startauflage von
100 000 Exemplaren zu beginnen. Die

Auflage sollte dann bis auf eine Mio.
Exemplare und mehr gesteigert wer-
den. Ein kompetenter Kritiker bezeich-
nete dieses Vorhaben als Unsinn und
verwies auf das angestammte lokale
Nachrichtensystem, das mit Trommeln
und von Mund zu Mund funktionierte.
Er setzte sich für die Verteilung von
1000 kleinen Druckerpressen mit einer
Auflage von je 1000 Exemplaren ein.
Dadurch werde die Vielfalt der Spra-
chen , die Vielfalt der Kulturen und die
Nähe der Nachrichten — kurz: was man
das Lokale nennt — erhalten. Auf diese
Weise lasse sich zu jenen kleineren,
dezentralisierten Unternehmungen zu-
rückkehren, die dann im Sinn« der
neuen Zeit durch eine KommunlKa-
tions - Technologie zusammengefasst
werden können.

Mit der Einführung einer derartigen
Kommunikations-Technologie, bei der
jeder über die verschiedensten Kanäle
wie Fernsehschirme und Fernsprecher
mit der «Grossen Welt» in Verbindung
steht — in gewissem Sinne eine Ver-
bindung von «Kantönligeist» und Pla-
netarismus also — konnten im amerika-
nischen Staat Connecticut hunderte
noch vor kurzem zum Sterben verur-
teilte Gemeinden wieder belebt werden.

Damit konnte eine Siedlungsform be-
wahrt werden, die der menschlichen
Natur eher angemessen ist als die un-
übersichtliche Gross - Agglomeration.
Der Mensch lebt in kleineren Kreisen.
Er lebt in seiner Familie, er lebt in
seinem Dorf , er lebt in seinem Freun-
deskreis. Daneben will er aber — weil
er weiss, wie sehr er davon abhängig
ist — auch das Grosse sehen. Diese
Kombination von Nähe und Weite —
in deren Rahmen die Lokalpresse eine
wichtige Rolle spielt — wird nach An-
sicht von Prof . Jungk schon bald auch
für die Weiterentwicklung der Technik
sehr bestimmend sein. br.

Die Dragoner doppeln nach
Petition für die Erhaltung des Pferdes in

(HIS) Die Fronten im Kampf um die
Erhaltung der Kavallerie sind bezogen:
Auf die Botschaft des Bundesrates über
die Abschaffung der berittenen Ver-
bände ist nun die Reaktion der Drago-
ner eingetroffen und zwar in Form ei-
ner Petition , in welcher die Bundesver-
sammlung ersucht wird, von Massnah-
men Abstand zu nehmen, welche einen
weiteren Rückgang des schweizerischen
Pferdebestandes zur Folge hätten. Das
weitere Anliegen der Petition besteht
in der Erhaltung des heutigen Standes
von 18 berittenen Dragoner-Schwadro-
nen. Als Begründung dafür werden drei
Hauptpunkte genannt: 1) Beschaffen-
heit von Gelände und Klima, welche die
Erhaltung der hippomobilen Verbände

der Armee.

rechtfertigt; 2) Erhaltung des Ge-
brauchspferdebestandes, die durch die
Abschaffung der Kavallerie gefährdet
wäre ; 3) der ethisch-erzieherische Wert
des Pferdes im Gefüge unseres Staats-
wesens und unserer Volkswirtschaft.

Alle legalen Mittel zum Kampf

An einer Pressekonferenz in Bern ,
an welcher der Petitionstext verlesen
wurde, zeigte sich wie heiss das Eisen
in Wirklichkeit ist. So wurde die Bot-
schaft des Bundesrates als «beleidigend
und enttäuschend» bezeichnet. Die Ka-
vallerieverbände (insgesamt 200 mit
rund 17 000 Mitgliedern) würden jedes
legale Mittel im Kampf um die Erhal-
tung der berittenen Truppen einsetzen.
Verschiedene Redner hatten Gelegen-
heit, ihre Ansicht zur umstrittenen Fra-
ge kundzutun. So unterstrich National-
rat Thevoz als Präsident des Initiativ-
komitees zur Erhaltung des Pferdes in
der Armee das ausserordentliche Enga-
gement der Kavallerie für die Armee.

Ueber seine Erfahrungen mit den
«berittenen Grenadieren» sprach alt Di-
visionär Godet , der zwölf Jahre Kom-
mandant der 2. Division war. Er be-
zeichnete die Dragoner als seine besten
Infanteristen und drückte die Ueber-
zeugung aus, dass mit ihrer Umschu-
lung auf Panzer der Schweizer Armee
ein grosser Verlust erwachsen würde.
Auch wies er darauf hin , dass die Ka-
vallerie äusserst gut bewaffnet sei. Er
habe allerdings die Erfahrung gemacht,
dass die berittenen Verbände und vor
allem ihre Einsatzmöglichkeiten von
höchster Stelle aus seit zehn Jahren
völlig ignoriert worden seien. Es sei da-
her nicht verwunderlich, wenn heute
ein völlig falsches Bild (nämlich das
Defilee-Bild) der Dragoner gemalt wer-
de. Die Kavallerie abzuschaffen, so
schloss Godet seine Ausführungen, wä-
re ungerecht, um nicht zu sagen ein
Skandal.

Nüchtern und sachlich ging Oberst
Meier, Kommandant des Dragoner Re-
gimentes, auf die Vorwürfe gegenüber
der Kavallerie ein. Er betonte dabei
nochmals die Beweglichkeit und
Schnelligkeit der Dragoner in schwerem
Gelände. Er wies darauf hin , dass im
letzten Aktivdienst rund 60 000 Pferde
im Einsatz gestanden hätten. Oberst
Meier konnte mit einigen konkreten
Beispielen aus dem Ausland aufwarten,
mit denen er die Wichtigkeit der berit-
tenen Verbände auch in der heutigen
Armee bewies.

Die Schweiz ist nicht allein

Dass die Schweiz mit ihren Kavalle-
rie-Verbänden nicht • allein dasteht
wurde eindrücklich anhand einer Um-
frage dargelegt. So verfügen, um nur
einige Beispiele zu nennen , folgende
Länder heute über eine berittene In-
fanterie: Italien, Türkei, Spanien, Thai-

land , Sowjetunion, Rotchina , Algerien,
Marokko, und so weiter. Gleichzeitig
wies aber Divisionär Godet darauf hin,
dass die Schweiz sich nicht nach dem
Ausland richten dürfe. Wir seien ein
Sonderfall und mussten uns unseren
Verhältnissen anpassen, ohne dabei auf
das Ausland zu schauen. Das vom Bun-
desrat angeführte Argument, die zurück-
gelassenen Pferde brauchten in einem
Ernstfall zu viel Wartung, sei ebenfalls
nicht stichhaltig, denn im Verhältnis zu
andern Waffengattungen sei das War-
tungspersonal äusserst gering. Auch die
Kosten , 0,7 Prozent des gesamten Ar-
meebudgets, stünden in keinem Ver-
hältnis zur Kampfkraft der Berittenen.

Neuenegg
Kürzlich fand der mit einer Prüfung

verbundene Schlussabend des Kranken-
pflegekurses statt. Während Wochen
hatten sich 25 Teilnehmer unter der
Leitung von Dr. P. Zentner praktisch
und theoretisch zum Dienst am Näch-
sten vorbereitet. Nun galt es, sich über
die erworbenen Kenntnisse und Fertig-
keiten auszuweisen. Im Namen des Sa-
maritervereins begrüsste Präsident Mo-
simann die Kursteilnehmer, Gäste, Hel-
fer und Delegierten und dankte für die
spontane Bereitschaft und das freudige
Mitmachen. Den verschiedenen Dankes-
voten folgte ein gemütlicher zweiter
Teil mit allerlei Darbietungen und Tanz.
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Zeitungsredaktor wird Hotelier
(SDA) Der Verwaltungsrat der Hotel

Schwanen AG in Rapperswil hat auf
dem Berufungsweg Hans und Adeltraut
Rathgeb-Ackerhans als Direktionsehe-
paar mit der Führung und kaufmän-
nischen Leitung des Hotels Schwanen
in Rapperswil betraut. Der 48jährige
Stadtrat und Kantonsrat Hans Rathgeb
war während 25 Jahren Redaktor der
Rapperswiler Lokalzeitung «Die Linth»
und präsidierte 12 Jahre lang den Ver-
kehrsverein Rapperswil-Jona. Er wird
seine neue Aufgabe nach entsprechen-
der Fachausbildung im Herbst 1972 an-
treten.

Hans Rathgeb ist seit 1967 auch Prä-
sident des Vereins der Freunde des Po-
lenmuseums Rapperswil. Diese ehren-
amtlich ausgeübte Tätigkeit wird er
beibehalten.

Überholen...? 'IjM
im Zweifel nie 1

Celio zu den Richtlinien
(SDA)  Mi t  der  Ausarbei tung der

Richtlinien für die Regierungspoli-
tifc der Jahre 1971—1975 habe sich
die Landesregierung nicht einer
blossen Pflichtübung unterzogen ,
vielmehr habe sie eine klarere
Uebersicht über die mannigfaltigen
Aufgaben  des Bu ndesrates in den
nächsten Jahren gewonnen. Bundes-
präsident Nel lo  Celio präsentierte
mit dieser einleitenden Feststellung
an einer Pressekonferenz  am Diens-
tag im Bundes haus die Richtlinien,
die seit 1968 zum zweiten Mal  unter
der massgeblichen Beteil igung von
Bundeskanzler K.  Huber erarbeitet
worden sind.

Die vom B undesrat fes tge le g ten,
jedoch die Regierungsparteien nicht
verpf l ichtenden Umrisse der k ü nf -
tigen Regierungspolit ik umschreiben
zwar grundsätzl ich die gleichen Ab-
sichten wie die aus den Besprechun-
gen der Bundesratsparteien hervor-
gegangenen Legis latur z ie le .  In  De-
tai l fragen weichen jedoch  Wege und
Mittel , die zum. Ziele  f ü h r e n  sollen ,
teihueise vone inander ab. Es wird
Sache der pa rlamentarischen Bera-
tungen sein, d ie  Marsch route ver-
bindlich fes t zu legen .

Nach diesen Hinweisen unterstrich
Bundespräsident Celio . dass die Be-
rücksichtigung bereits ermittelter
Entwicklungstendenzen dazu beitra-
ge , Probleme, die sich f r ü h e r  oder
später stellen könnten , verdeutlicht
werden. Angesic hts der grossen Zahl
anstehender Au fgaben  werde sich in
absehbarer Zeit die B e s c h a f f u n g  zu-
sätzlicher Einnahmen aufdrängen.
Dabei stünden die Einführung einer
Art Mehrwertsteuer , im Zusammen-
hang mit den Zol lausfäl len , und die
Ausnützung der sogen. Flexibilität
bei der Wehrsteuer im Vordergrund.

Als zentrale Zukunf t sau fgaben ,
wie sie in den R ichtlinien ihren Nie-
derschlag ge funden  haben, bezeich-
nete der Bundespräsident das Un-
gleichgewicht zwischen Individual-
und Kollektivgütern, die allzu kras-
sen Unterschiede in der regiona-
len Verteilung unseres Wirtschafts-
wachstums, das Missverhältnis zwi-
schen ökonomischen und ausseröko-
nomischen Werten sowie die Dis-
harmonie zwischen geistiger und
materieller Entwicklung.

Offensichtl ich sei die Diskrepanz
zwischen Anforderungen und Lei-
stungsfähigkeit .  Unser Kleinstaat
müsse mit beschränkten Mitteln ei-
ner Explosion der Ansprüche ge-
recht werden. «Wir können aber
weder in eine vergangene Epoche
zurückkehren noch den Status quo
versteinern.»


